
Landtag Brandenburg Drucksache 7/2300 
7. Wahlperiode   

Eingegangen: 03.11.2020 / Ausgegeben: 03.11.2020 

Antrag   
der AfD-Fraktion 

Corona-Schutzmaßnahmen in die Eigenverantwortung der Wirtschaftsbetriebe legen 
- Teil-Lockdown für Unternehmen beenden! 

Der Landtag stellt fest: 
 
Das Land Brandenburg hat mit dem Stand vom 31.10.2020 8448 bestätigte Corona-Fälle 
(Quelle: www.pnn.de vom 22.10.2020) und gehört zu den Bundesländern mit den geringsten 
Fallzahlen an Erkrankungen und Todesfällen. Eine ausgehende Gefährdung u.a. von ga-
stronomischen Unternehmen, Kleinstbetrieben, Sport- und Fitnessstudios des Landes ist 
weder nachgewiesen noch statistisch erfasst. Die Umsetzung der erneuten Eindämmungs-
maßnahmen wird zu erheblichen Umsatzeinbrüchen in den brandenburgischen Unterneh-
men führen. Auch die Resultate der zu erwartenden ansteigenden Insolvenzen sind nicht 
mehr allein durch staatliche Hilfsmittel zu verantworten. 
 
Der Landtag möge daher beschließen: 
 

1. Die Einleitung und Umsetzung der Corona-Schutzmaßnahmen in der freien Wirt-
schaft im Land Brandenburg, werden von den Unternehmen in Eigenverantwortung 
durchgesetzt. Handlungsleitend sind die Empfehlungen der Landesregierung, der 
Kammern und Verbände. Damit soll die brandenburgische Wirtschaft im zweiten 
Shutdown, soweit wie möglich, vor den Folgen der Eindämmungsmaßnahmen ge-
schützt werden.  

2. Die Landesregierung wird dazu aufgefordert, sich auf allen politischen Ebenen dafür 
einzusetzen, bundesweite Regelungen zu berücksichtigen, die der Brandenburger 
Wirtschaft nicht nachhaltig schaden werden. Die föderalen Strukturen Deutschlands 
sind zu beachten. 

3. Übergangsweise sind die Umsatzausfälle der durch die neuerlichen Maßnahmen des 
Teil-Shutdowns betroffenen Gewerbe aus Landesmitteln zu ersetzen, insofern sie 
nicht durch die beschlossenen Bundeshilfen abgedeckt werden. 

 
Begründung: 
 
98% der Betriebe im Land Brandenburg gehören zu den Klein- und Kleinstunternehmen, die 
massiv unter den staatlichen Auflagen zur Eindämmung leiden mussten. Durch Geschäfts-
schließungen und die unverschuldete Einstellung der Geschäftstätigkeit sowie daraus re-
sultierend einem massiven Wegbrechen der Aufträge gerieten viele nicht in den systemre-
levanten Branchen tätige Unternehmen in existenzielle Schwierigkeiten. Die eingetretenen 
Umsatzverluste konnten nicht mit den vorhandenen Hilfsprogrammen aufgewogen werden. 
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Ein zweiter Lockdown wird daher für viele Unternehmen das vollständige Aus bedeuten. 
Ludwig Erhard sagte einst: „Eine freiheitliche Wirtschaftsordnung kann auf Dauer nur dann 
bestehen, wenn und solange auch im sozialen Leben der Nation ein Höchstmaß an Freiheit, 
an privater Initiative und Selbstvorsorge gewährleistet ist.“ 
 
Fraglos ist es richtig, dass man die schützen soll, die gefährdet sind. Aus diesem Grund 
müssen betroffene Risikogruppen in Pflegeeinrichtungen und regionale Hotspots separat 
betrachtet werden. Man kann aber nicht wichtige Teile der Wirtschaft, ohne Evaluierung der 
getroffenen Maßnahmen, erneut lahmlegen. 
 
Die Unternehmen haben bewiesen, dass sie vollumfänglich alle erforderlichen Maßnahmen 
zum Schutz ihrer Mitarbeiter und Kunden umsetzen können. Hierzu können Sie alle Mög-
lichkeiten, wie z. Bsp. die Betreuung und Beratung durch Arbeitsmediziner, etwa von der 
Berufsgenossenschaft, nutzen. Hinzu kommt die Unterstützung mit Handlungsrichtlinien 
von Verbänden, wie der DEHOGA, den IHKs und Handwerkskammern. Dafür zahlen die 
Unternehmen entsprechende Beiträge und benötigen keine pauschalisierten Einschränkun-
gen ihrer Wirtschaftstätigkeit. 
 
Unter dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist die Entwicklung von Schutzmaßnahmen 
eigenverantwortlich in die Hände der Unternehmen zu geben. 
 
Die IHK Potsdam weist, in einem Schreiben vom 16.Oktober, explizit auf die eigenen Be-
mühungen der Wirtschaft zu hygienekonform ausgestalteten Veranstaltungen und Ge-
schäftsabläufen hin und schreibt dazu: „Einen zweiten Lockdown darf es nicht geben.“ In 
einem zweiten Brandbrief wurde ausgeführt: 
„Schon jetzt ist klar, dass der erneute Lockdown für viele Unternehmen dieser Branche nicht 
mehr zu verkraften ist. Die aktuelle Konjunkturumfrage der Kammern hat gezeigt, dass ins-
besondere kleinere familiengeführte Gastwirtschaften ihren Betrieb in naher Zukunft einstel-
len werden, weil die Lage für sie nicht mehr tragbar ist […]. Die avisierten finanziellen Un-
terstützungsleistungen des Bundes in Form des angekündigten Notfallpaketes und der 
Überbrückungshilfe III sind daher überlebensnotwendig - zumal nicht klar ist, unter welchen 
Voraussetzungen die Branche nach dem November wieder in den laufenden Geschäftsbe-
trieb und das bevorstehende Weihnachtsgeschäft einsteigen kann. 
 
Die IHK Cottbus, Ostbrandenburg und Potsdam sowie der Dehoga fordern deshalb den 100-
prozentigen Ausgleich des Umsatzausfalls. Es seien zudem konkrete Aussagen notwendig, 
um den Unternehmen Planungssicherheit zu geben.“ 

 


